
Zur ausstehenden Genehmigung der 26. Änderung des Flächennutzungsplanes durch 

die Bezirksregierung ist es erforderlich, die Abwägungen der vorgebrachten 
Stellungnahmen in den erfolgten Offenlagen sowie den Feststellungsbeschluss erneut 

zu fassen. Der Gegenstand der ursprünglichen Abwägungsbeschlüsse war allein auf 
den im Parallelverfahren aufgestellten Bebauungsplan Nr. 59 ausgerichtet. Die 
Beschlussfassung war nicht rechtseindeutig auf den Inhalt der 

Flächennutzungsplanänderung bezogen. 
Weiterhin war die Abwägung der 3. Offenlage unvollständig, da Stellungnahmen aus der 

Öffentlichkeitsbeteiligung nicht in die abschließende Abwägung einbezogen wurden.  
Es ist erforderlich, dass der Rat auch über die im Rahmen frühzeitiger 
Beteiligungsverfahren eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen zum 

Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses entscheidet. Der Rat soll seiner Pflicht gerecht 
werden, alle von der Planung betroffenen Belange vollständig zu erfassen, zu bewerten 

und abzuwägen. Dies gilt gemäß § 1 (7) BauGB auch für die Abwägung der 
Stellungnahmen aller Beteiligungsverfahren gegeneinander. 
 

Die 26. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt zur Umwandlung der Darstellung 
von „gemischte Baufläche“ in „Sondergebiet (§11 BauNVO Abs. (2) und (3)) 

Zweckbestimmung: Einzelhandel/Nahversorgung und Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, Zweckbestimmung „Ruhender Verkehr“. 
Das Sondergebiet dient der Unterbringung von großflächigen und nicht großflächigen 

Einzelhandelsbetrieben mit einer Gesamtverkaufsfläche von maximal 2.500 qm, hiervon 
mindestens 1.500 qm und maximal 1.800 qm nahversorgungsrelevante Sortimente nach 

der Morsbacher Sortimentsliste, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und 
Wohnnutzungen sowie der Unterbringung nicht wesentlich störender Gewerbebetriebe, 
für Büronutzungen und Praxen.  

 
Der Rat der Gemeinde Morsbach hat in seiner öffentlichen Sitzung am 02.07.2019 die 

erneute Offenlage gemäß § 4a Abs. 3 BauGB zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes gefasst. Weiterhin hat der Rat die Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch beschlossen. 
Im Verlauf der Offenlage vom 15.07.2019 bis 15.08.2019 wurde eine Konkretisierung 

der Auswirkungsanalyse zur geplanten Neuaufstellung der Bauleitplanung zur 
Errichtung eines Fachmarktzentrums Waldbröler Straße in der Gemeinde Morsbach und 
der Darstellung in der Planzeichnung zur 26. Änderung des Flächennutzungsplanes 

gefordert. Aufgrund des Umstandes, dass hierdurch auch die Inhalte der Planung 
angepasst werden, war eine erneute Offenlage erforderlich. Diese 3. Offenlage hat der 

Rat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.09.2019 beschlossen. 
 
Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB wurden 

Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen eingeholt sowie die 
Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungahme auf 14 Tage verkürzt. 

 
Die nochmalige Offenlage fand in dem Zeitraum vom 07.10. bis zum 21.10.2019 statt. 
  

Im Zuge der Aufstellung der 26. Änderung des Flächennutzungsplanes soll die 
planungsrechtliche Grundlage zur Erweiterung des bestehenden 



Einzelhandelsstandortes in nördliche Richtung sowie die Zulässigkeit großflächigen 

Einzelhandels geschaffen werden. Mit Schreiben bzw. E-Mail vom 22.07.2019 sowie 
vom 09.10.2019 wurden die Behörden sowie die sonstigen Träger öffentlicher Belange 

am Verfahren beteiligt.   



 
 

 
 

 

 
 

1. Offenlage / Stellungnahme  

 
Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme der IHK Köln, 
Geschäftsstelle Oberberg, hat keine 
Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26 Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 

 
Beschlussvorschlag 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 
 
 

 
 
 

2. Offenlage / Stellungnahme  

 

Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme der IHK Köln, 
Geschäftsstelle Oberberg, hat keine 
Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 

 
Beschlussvorschlag 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

 
 



 

3. Offenlage / Stellungnahme  

Stellungnahme 
 

Die IHK Köln hat keine Bedenken 
gegen die 26. Änderung des 

Flächennutzungsplanes. 
 
Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 

 
Die Ausführungsplanung der 
Linksabbiegerspur wurde mit der 
Straßenbauverwaltung abgestimmt. Eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde Morsbach und der 
Straßenbauverwaltung, um sämtliche 
Details zum Bau der Linksabbiegerspur 
verbindlich zu regeln, ist erfolgt. 
Der Bau der Linksabbiegespur ist 
abgeschlossen und durch Straßen NRW 
abgenommen. 

 

 
Beschlussvorschlag 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 



 
 
 

 
 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 

 
Die Ausführungsplanung der 
Linksabbiegerspur wurde mit der 
Straßenbauverwaltung abgestimmt. Eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde Morsbach und der 
Straßenbauverwaltung, um sämtliche 
Details zum Bau der Linksabbiegerspur 
verbindlich zu regeln, ist erfolgt. 
Der Bau der Linksabbiegespur ist 
abgeschlossen und durch Straßen NRW 
abgenommen. 
 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 



 
 
 
 
 
 



 

 
 
 



 
 
 

 

3. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 
 

Die Ausführungsplanung der 
Linksabbiegerspur wurde mit der 
Straßenbauverwaltung abgestimmt. Eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde Morsbach und der 
Straßenbauverwaltung, um sämtliche 
Details zum Bau der Linksabbiegerspur 
verbindlich zu regeln, ist erfolgt. 
Der Bau der Linksabbiegespur ist 
abgeschlossen und durch Straßen NRW 
abgenommen. 
 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 
 
 

 
 



 



 
 

1. Offenlage / Stellungnahme  

 
Stellungnahme 

 
Verkehrssicherheit:   
 
Die Ausführungsplanung der 
Linksabbiegerspur wurde mit der 
Straßenbauverwaltung abgestimmt. Eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde Morsbach und der 
Straßenbauverwaltung, um sämtliche 
Details zum Bau der Linksabbiegerspur 
verbindlich zu regeln, ist erfolgt. 
Der Bau der Linksabbiegespur ist 
abgeschlossen und durch Straßen NRW 
abgenommen. 
 

Beschlussvorschlag 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 
Landschaftspflege/Artenschutz:   

  
Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zum Thema Landschaftspflege / 
Artenschutz hat keine Relevanz für den 
Inhalt des Flächennutzungsplanes und wird 
daher nicht im Verfahren zur 26. Änderung 
des Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 
Immissionsschutz:  
  

Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zum Thema Immissionsschutz hat 
keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 



 
 

nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 
Bodenschutz:  
 

Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zum Thema Bodenschutz hat keine 
Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 
 

 



 

 
 
 
 
 
 



 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

Nachtrag zu 1.Offenlage / Stellungnahme 
  
Stellungnahme 

 
Wasserwirtschaft 
 

Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zum Thema Wasserwirtschaft hat 
keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 
 
 
 

 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 
 

Landschaftspflege, Artenschutz, 
Bodenschutz und Wasserwirtschaft  
 
Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zu den Fachbereichen 
Landschaftspflege, Artenschutz, 
Bodenschutz und Wasserwirtschaft haben 
keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und werden daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahmen sind ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurden daher auf der Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 



 

3. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 
 

 Landschaftspflege, Artenschutz, 
Bodenschutz und Wasserwirtschaft  
 
Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Kreises zu den Fachbereichen 
Landschaftspflege, Artenschutz, 
Bodenschutz und Wasserwirtschaft haben 
keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und werden daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahmen sind ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurden daher auf der Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 
 



 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme des Aggerverbandes 
hat keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 
 
 2. Offenlage / Stellungnahme  

 

Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme des Aggerverbandes 
hat keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 

  

 
 



 

 
 
 
 3. Offenlage / Stellungnahme 

  
Stellungnahme 
 

Die Stellungnahme des Aggerverbandes 
hat keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 



 
 
 
 
 
 
 
 

den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 
 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 
 
 
Keine Anregungen äußerten schriftlich 
folgende Behörden und Träger 
öffentlicher Belange: 

 
1. DB 
2. Ampiron 
3. Bez.Reg. Düsseldorf 
Kampfmittelräumung 
4. DFS Deutsche Flugsicherung 
 
 



 
 



 
 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KBD) hat keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 

3. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 

 
Die Stellungnahme der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(KBD) hat keine Relevanz für den Inhalt des 
Flächennutzungsplanes und wird daher 
nicht im Verfahren zur 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 



 



 
 

1.Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 
 

Die Stellungnahme der Regionalen 
Mobilitätsentwicklung Nahverkehr 
Rheinland GmbH hat keine Relevanz für 
den Inhalt des Flächennutzungsplanes und 
wird daher nicht im Verfahren zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
 

 



 
 
 
 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 
 

Die Stellungnahme der Regionalen 
Mobilitätsentwicklung Nahverkehr 
Rheinland GmbH hat keine Relevanz für 
den Inhalt des Flächennutzungsplanes und 
wird daher nicht im Verfahren zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen 

 
 

 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
3. Offenlage / Stellungnahme  
 
Stellungnahme 
 

Die Stellungnahme der Regionalen 
Mobilitätsentwicklung Nahverkehr 
Rheinland GmbH hat keine Relevanz für 
den Inhalt des Flächennutzungsplanes und 
wird daher nicht im Verfahren zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
behandelt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen 
 

  
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 
 
Stellungnahme 
 
Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Naturschutzbundes hat keine Relevanz für 
den Inhalt des Flächennutzungsplanes und 
wird daher nicht im Verfahren zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
behandelt. Im Flächennutzungsplan werden 
die Gewässer nach LWG nur nachrichtlich 
dargestellt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen 
 



 
 



 



 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 

Stellungnahme 
 
Die Stellungnahme des Oberbergischen 
Naturschutzbundes hat keine Relevanz für 
den Inhalt des Flächennutzungsplanes und 
wird daher nicht im Verfahren zur 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
behandelt. Im Flächennutzungsplan werden 
die Gewässer nach LWG nur nachrichtlich 
dargestellt. 
 
Die Stellungnahme ist ausschließlich für 
den Regelungsgehalt des Bebauungsplanes 
relevant und wurde daher auf der Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung, d. h. im 
Verfahren zur Aufstellung B-Plan Nr. 59 
abgewogen. 
 

Beschlussvorschlag 

 
Die zustimmende Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genommen 
 
 



 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 

 

1. Offenlage / Stellungnahme  
 



 

2. Offenlage / Stellungnahme  
 

 
 

3. Offenlage / Stellungnahme  
 

 
 


